
  

 
 

Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 
an den Grossen Rat 

 

Frauenfeld, 8. Dezember 2015 

933 

EINGANG GR 

16. Dez. 2015 

GRG Nr. 12 GE 33 423 

Botschaft zur Änderung des Gesetzes über die Energienutzung  
 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir unterbreiten Ihnen Botschaft und Entwurf zum Gesetz betreffend die Änderung des 
Gesetzes über die Energienutzung vom 10. März 2004 (ENG; RB 731.1). 

I. Ausgangslage 

Am 30. März 2011 wurde ein Antrag gemäss § 52 der Geschäftsordnung des Grossen 
Rates „Konzept für einen Thurgauer Strommix ohne Atom“ eingereicht (08/AN 16/331). 
Dieser Antrag wurde vom Grossen Rat am 25. Januar 2012 mit 101:0 Stimmen erheb-
lich erklärt. Der Regierungsrat erhielt damit den Auftrag, innerhalb von zwei Jahren ei-

nen Bericht mit einem entsprechenden Konzept vorzulegen. 
 
In der Folge wurde am 15. Februar 2012 die Motion „Basisangebot der EVUs aus er-
neuerbarer Energie“ eingereicht (12/MO 54/406). Diese Motion wollte erreichen, dass 

die Energieversorgungsunternehmen (EVU) den Konsumentinnen und Konsumenten 
ein Basisangebot unterbreiten müssen, das überwiegend Strom aus erneuerbarer 
Energie enthält. 
 
Es war rasch absehbar, dass das Anliegen eines Basisangebotes aus erneuerbarer 
Energie ein wichtiger Punkt im auszuarbeitenden Konzept für eine Thurgauer Stromver-
sorgung ohne Kernenergie sein könnte, weshalb die beiden Geschäfte zeitlich und in-
haltlich koordiniert wurden. Eine breit abgestützte Arbeitsgruppe mit Unterstützung einer 
externen Beratungsfirma erarbeitete einen Grundlagenbericht für das geforderte Kon-
zept.  
 
Gestützt darauf legte der Regierungsrat dem Grossen Rat am 19. November 2013 ei-
nerseits den Bericht „Konzept für eine Thurgauer Stromversorgung ohne Kernenergie“ 
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(12/WE 4/178) und andererseits die Beantwortung der Motion „Basisangebot der EVUs 

aus erneuerbarer Energie“ vor. Dabei zeigte der Regierungsrat eine Stossrichtung auf, 
die bis zum Jahr 2020 folgende sechs Schwerpunktziele setzt: 
 
• Energieeffizienz im Strombereich 

Erhöhung der Energieeffizienz und damit Senkung der Stromnachfrage von 1‘675 
GWh im Jahr 2010 auf 1‘630 GWh/a. 
 

• Erneuerbare Stromproduktion im Kanton TG 
 Ausbau von Produktionsanlagen auf Kantonsgebiet und Erhöhung der Nutzung der 

eigenen Ressourcen um 70 GWh/a. 
 
• Erneuerbare Stromproduktion in der Schweiz und im Ausland 

 Erhöhung von Beteiligungen an Anlagen zur Stromproduktion von heute 250 GWh/a 
auf 300 GWh/a. 

 
• Stromproduktion in WKK-Anlagen (fossile Energie) 

Zubau von zusätzlich ca. 70 GWh/a Elektrizität mit wärmegeführten WKK-Anlagen. 
 

• Zertifikate für Strom aus erneuerbarer Energie 

Zukauf von Zertifikaten zur Veredelung von Graustrom ohne weitere Investitionen 
von 70 GWh/a.  

 
• Kernenergie 
 Die Reduktion des Kernenergieanteils im Thurgauer Strommix auf maximal 65 %. 
 

Der Grosse Rat bildete eine Kommission, welche das „Konzept für eine Thurgauer 
Stromversorgung ohne Kernenergie“ sowie den dazugehörigen Grundlagenbericht zu-
nächst im Rahmen einer Vorberatung diskutierte. Die Diskussion im Plenum des Gros-
sen Rates fand am 7. Mai 2014 statt. Dabei fand das Konzept des Regierungsrates im 
Grundsatz eine überwiegende Zustimmung, jedoch ohne Abstimmung über einzelne 
Massnahmen oder das Konzept als Ganzes.  
 
Die Motion „Basisangebot der EVUs aus erneuerbarer Energie“ wurde im Grossen Rat 
ebenfalls am 7. Mai 2014 behandelt. Der entsprechende Antrag des Regierungsrates 
unterschied zwischen dem Hauptanliegen der Motion und dem von der Motion im Detail 
verlangten Strommix. Das Hauptanliegen, die gesetzliche Grundlage für ein Basisange-
bot aus erneuerbarer Energie zu schaffen, wurde mit 67:46 Stimmen angenommen. Der 
konkret verlangte Strommix (erneuerbare Energie zunächst 70 Prozent, später 90 Pro-
zent) wurde hingegen mit 20:86 Stimmen verworfen. 

 
Der Regierungsrat erhielt damit vom Grossen Rat den Auftrag, die gesetzliche Grundla-
ge dafür zu schaffen, dass die Unternehmen der Elektrizitätsversorgung verpflichtet 
werden können, den Endverbraucherinnen und Endverbrauchern ein Basisangebot mit 

Elektrizität aus erneuerbaren Energien zu unterbreiten. 
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II. Vernehmlassungsverfahren 

1. Vernehmlassungsvorlage 

Aufgrund der Diskussion des „Konzeptes für eine Thurgauer Stromversorgung ohne 
Kernenergie“ im Grossen Rat sowie des Motionsauftrages aus der teilweise erheblich 

erklärten Motion „Basisangebot der EVUs aus erneuerbarer Energie“ schickte der Re-
gierungsrat am 26. Mai 2015 einen Gesetzesentwurf zur Änderung des Gesetzes über 
die Energienutzung in die Vernehmlassung. Mit dieser Vorlage wurden folgende fünf 
Massnahmen vorgeschlagen: 

• Vorbildfunktion der Elektrizitätsversorgungsunternehmen 

 Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen sollen den energieeffizienten Betrieb von 
Anlagen fördern, effizienzfördernde Tarifstrukturen einführen sowie ein Beratungsan-
gebot für ihre Endkundinnen und Endkunden zur sparsamen Verwendung von Strom 
anbieten. Sie sollen Beteiligungen an Anlagen zur Produktion erneuerbaren Stroms 

und ihre Netze im Hinblick auf die verstärkte, dezentrale Stromerzeugung optimieren. 

• Basisangebot erneuerbarer Strom 

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen sollen ihren Endverbrauchern als Basisan-
gebot 100 % erneuerbaren Strom anbieten, welchen sie frei beschaffen können. Die 
Endverbraucher sollen aber weiterhin die volle Wahlfreiheit haben, einen anderen 
Strommix zu beziehen. 

• Optimierte Einspeisebedingungen für Gemeinschaftsanlagen zur Produktion erneu-

erbarer Elektrizität 

Die Anschlussbedingungen für Gemeinschaftsanlagen sind so zu gestalten, dass 
diese aus tariflicher Sicht den lokal installierten Eigenbedarfsanlagen gleichgestellt 
werden. Damit erhalten auch Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer von denk-
malgeschützten Bauten sowie Mieterinnen und Mieter eine attraktive Möglichkeit, 
sich an Gemeinschaftsanlagen zu beteiligen. 

• Befristete Investitionsförderabgabe und deren Befreiungsmöglichkeiten 

 Mit einer auf zehn Jahre befristeten Investitionsförderabgabe auf Strom soll ein För-
derprogramm im Bereich Stromeffizienz und Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energien alimentiert werden. Die Abgabe soll 0.8 Rp./kWh für den jährlichen Ver-
brauch unterhalb von 100‘000 Kilowattstunden und 0.5 Rp./kWh für jede weitere Ki-
lowattstunde betragen. Unternehmen soll die Investitionsförderabgabe komplett 
rückerstattet werden, wenn sie sich mit Vereinbarungen zu Energieeffizienzzielen 
verpflichten.  

• Mittelverwendung aus der befristeten Investitionsförderabgabe 

Mit den Mitteln aus der Investitionsförderabgabe, sollen Investitionen in den 
Bereichen Stromeffizienz, Lastmanagement und erneuerbare Stromproduktion 

gefördert werden. Aufgrund der direkten Rückerstattung der Investitionsförderabgabe 
an die Unternehmen mit Zielvereinbarungen, verbleiben von den hochgerechnet 11 
Mio. Franken rund 5 Mio. Franken für die direkte Förderung.  

 

Nebst den im Grossen Rat vertretenen Parteien wurden alle Politischen Gemeinden 
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sowie mehrere Verbände und Organisationen eingeladen. Die Vernehmlassungsfrist 

dauerte bis zum 10. September 2015. 
 
2. Auswertung des Vernehmlassungsverfahrens 

Insgesamt gingen 53 Stellungnahmen ein, was einer Rücklaufquote von rund 42 Pro-
zent entspricht (127 eingeladene Stellen). Die Mehrheit der Gemeinden und der lokalen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen sowie deren Verbände VTG und VTE äusserten 
sich kritisch bis ablehnend zur Vorlage. Die Parteien SVP und FDP, die Wirtschaftsver-
bände IHK und TGV sowie die Energieversorgungsunternehmen EKT und SN Energie 
standen der Vorlage ablehnend gegenüber. 
 
Von diesen Organisationen entschieden abgelehnt wurde die Investitionsförderabgabe 
mit der Begründung, dass sie einen zu grossen administrativen Aufwand und eine Zu-
satzbelastung für die Wirtschaft verursache. Ebenfalls wurden von den Gemeinden 
bzw. deren Elektrizitätsversorgungsunternehmen die Regelungen zur Vorbildwirkung 
und zu den Gemeinschaftsanlagen als Eingriff in die Tarifhoheit und ihre Geschäftstä-
tigkeit abgelehnt. Das Basisangebot aus erneuerbaren Energien wurde kritisch beurteilt, 
jedoch nicht durchwegs abgelehnt. 
 
Die Parteien SP, GLP, Grüne sowie die Verbände WWF, SIA, Solarstrompool, Pro Na-
tura, Mieterverband und EFT standen der Vorlage positiv gegenüber. Sie waren mit der 
Stossrichtung und den vorgeschlagenen Massnahmen einverstanden oder sprachen 
sich für noch weitergehende Regelungen oder eine höhere Investitionsförderabgabe 
aus. 
 
Insgesamt beurteilte auch die CVP die Vorlage positiv, war aber gegenüber der Investi-
tionsförderabgabe und deren Höhe kritisch eingestellt. Die Verbände HEV und VTL 
lehnten insbesondere die Investitionsförderabgabe ab. Die Pro Holz Thurgau unterstütz-
te lediglich die Regelungen betreffend Vorbildfunktion sowie Gemeinschaftsanlagen. 
 
Die Schwerpunktziele für das Jahr 2020 aus dem regierungsrätlichen Konzept für einen 
Strommix ohne Kernenergie wurden von keiner Seite in Frage gestellt. 

III. Inhalt der Vorlage 

Aufgrund der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens wurde die Vorlage überar-
beitet. Die Einführung einer Investitionsförderabgabe beurteilt der Regierungsrat ge-
stützt auf die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens als nicht mehrheitsfähig und 
verfolgt sie deshalb nicht weiter. Ebenfalls verzichtet er auf detaillierte Regelungen be-
treffend Gemeinschaftsanlagen, so dass die von den Energieversorgern geäusserten 
Bedenken bezüglich Eingriff in die Tarifhoheit berücksichtigt sind. Die überarbeitete Vor-
lage konzentriert sich dementsprechend auf die Vorbildfunktion der Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen und die Vorgaben zur Stromqualität beziehungsweise das Basisan-
gebot. 
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1. Vorbildfunktion der Elektrizitätsversorgungsunternehmen  

Zur Erreichung der kantonalen Zielsetzung für das Jahr 2020 ist es unabdingbar, dass 
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen mitwirken und eine Vorbildfunktion wahrneh-
men. Sie sollen sich für den effizienten Energieeinsatz bei den Endkundinnen und End-
kunden und die effiziente Energieverteilung in ihren eigenen Anlagen einsetzen. Dazu 
sollen sie ihre Kundschaft informieren und effizienzfördernde Tarifstrukturen einführen. 
Zudem sollen sie ihr Verteilnetz gemäss den Empfehlungen des Grundlagenberichts 
„Stromnetze Thurgau“ für den sich abzeichnenden verstärkten Zubau von dezentraler 
Stromproduktion optimieren. Für Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer von 
denkmalgeschützten Bauten sollen verbesserte Rahmenbedingungen für den Bau und 
den Betrieb von Gemeinschaftsanlagen geschaffen werden. Die vorgeschlagene Rege-
lung lässt im Gegensatz zum Vernehmlassungsentwurf den Energieversorgern offen, 
mit welchen Massnahmen sie die Rahmenbedingungen verbessern. 
 
Mit diesen Grundsätzen sollen die Elektrizitätsversorgungsunternehmen motiviert wer-
den, die Energieeffizienz sowie die Produktion erneuerbarer Elektrizität in ihrem Ver-

sorgungsgebiet zu stärken. 
 
2. Vorgaben Stromqualität /Basisangebot  

Um den Absatz von Elektrizität aus erneuerbaren Energien - insbesondere auch aus 
heimischer Wasserkraft - zu erhöhen, schlägt der Regierungsrat vor, die Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen zur Bereitstellung eines Basisstromangebots aus erneuerba-
ren Energien zu verpflichten. Mit dem Basisangebot erhalten die Endverbraucher nach 
vorgängiger Information einen Strommix geliefert, der vollständig aus erneuerbarer 
Energie besteht. Wünscht der Endverbraucher einen anderen Strommix, so kann dies 
bestellt werden. Die Wahlfreiheit beim Strommix bleibt also weiterhin gewahrt. Hinge-
gen werden damit die Transaktionskosten für eine aktive Vermarktung (Information, Be-
ratung etc.) von erneuerbarer Energie deutlich gesenkt. 

 
Zahlreiche Gemeinden bieten im Kanton Thurgau bereits heute 100 Prozent erneuerba-
re Energie als Basisangebot an, beispielsweise die Gemeinden Frauenfeld, Kreuzlin-
gen, Diessenhofen und Hohentannen. Dieses Basisangebot soll auf die übrigen Elektri-

zitätsversorgungsunternehmen ausgedehnt werden und bezieht sich auf Endverbrau-
cher, die gebunden sind oder auf den freien Marktzugang verzichten. Den übrigen End-
verbrauchern - den sogenannten freien Kundinnen und Kunden - ist ein entsprechendes 
Angebot aus erneuerbaren Energien zu unterbreiten. 
 
Den Elektrizitätsversorgungsunternehmen ist es freigestellt, welche erneuerbare Ener-
gie sie beschaffen. Durch die gesteigerte Nachfrage werden die erneuerbaren Energien 
am Markt gestärkt, was dank der freien Beschaffungsmöglichkeiten aber kaum ein-
schneidende Folgen auf die Geschäftstätigkeit der Energieversorger hat. 
 
3. Vergleich der Wirkung mit den Zielsetzungen 

Die anvisierte Erhöhung der Energieeffizienz und damit die Senkung der Stromnachfra-
ge um rund 70 GWh kann mit dem Wegfall der Investitionsförderabgabe und den damit 

Formatiert ...

hat gelöscht: 2.1 

hat gelöscht: die Mitwirkung der 

hat gelöscht: unabdingbar

hat gelöscht: ü

hat gelöscht: Deshalb wird in einem Programmartikel dieSie ...

hat gelöscht: durch 

hat gelöscht: m

hat gelöscht: die Energieverteilung 

hat gelöscht: wahr

hat gelöscht: Zur Steigerung der Energieeffizienz 

hat gelöscht: Endkunden

hat gelöscht: sie ihre Endkunden …nd führen ...

hat gelöscht: optimieren 

hat gelöscht: den 

hat gelöscht: zukünftigen verstärkten Ausbau der 

hat gelöscht: n

hat gelöscht: ¶

hat gelöscht: Ein weiteres Element zum Ausbau der Strom-...

hat gelöscht: zu 

hat gelöscht: aktuelle 

hat gelöscht: es 

hat gelöscht: Vernehmlassungsvorschlag 

hat gelöscht:  wollen

hat gelöscht:   

hat gelöscht: den entsprechenden

hat gelöscht: im neuen § 142da ENG werden

hat gelöscht: und 

hat gelöscht: n Stroms

hat gelöscht: verstärkt zu fördern

hat formatiert ...

Formatiert ...

hat gelöscht: 2.2 

hat gelöscht: Als Massnahme zur Erhöhung des

hat gelöscht: es

hat gelöscht: Strom 

hat gelöscht: zu erhöhen, 

hat gelöscht: dieer

hat gelöscht:  

hat gelöscht: n

hat gelöscht:  sieht…der Regierungsrat vor, die ...

hat gelöscht: erneuerbaren Strom als Standardstromangebot 

hat gelöscht: erhält der

hat gelöscht: automatisch …inen Strommix geliefert, der ...

hat gelöscht: muss 

hat gelöscht: er diesen 

hat gelöscht: r ausdrücklich 

hat gelöscht: bestell

hat gelöscht: t werd

hat gelöscht: en. 

hat gelöscht: bezüglich dem

hat gelöscht: somit 

hat gelöscht:  (Information, Beratung etc.)

hat gelöscht:  Was wünschenswert ist.

hat gelöscht: Diverse

hat gelöscht: Standardmix 

hat gelöscht: . So erhält der Stromkonsument

...

...

...

...

...

...

...

...

...



  

 
 

 6/8 

verbundenen zusätzlichen Fördermassnahmen im Effizienzbereich voraussichtlich nicht 

erreicht werden. 
 
Der Ausbau von Produktionsanlagen auf Kantonsgebiet und die Erhöhung der Nutzung 
der eigenen Ressourcen um 70 GWh/a können mit den vorgesehenen Regelungen und 

insbesondere mit dem Bundesförderprogrammen der Kostendeckenden Einspeisever-
gütung (KEV) sowie der Einmalvergütung (EIV) bis zum Jahr 2020 voraussichtlich er-
reicht werden. 
 
Die Erhöhung der Beteiligungen der Elektrizitätsversorgungsunternehmen an Anlagen 
zur Stromproduktion von heute 250 GWh/a auf 300 GWh/a ist aufgrund der gegenüber 
der Vernehmlassungsvorlage wegfallenden Regelung nicht abschätzbar. Das Ziel, 70 
GWh Produktionskapazität durch fossile Wärme-Kraft-Kopplung zuzubauen, ist mit den 
vorgeschlagenen Massnahmen nicht erreichbar. 
 
Hingegen dürfte das Ziel, zusätzlich 70 GWh/a an Zertifikaten aus erneuerbaren Ener-
gien zu beziehen, mit den vorgesehenen Regelungen erreichbar sein. Hilfreich ist sicher 
auch die Regelung im aktuellen Strommarkt, wonach die Vorlieferanten den Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen als Basis nur Graustrom liefern und die Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen selbständig Zertifikate zur Veredelung des Graustroms erwerben 
müssen. So dürfte der Kernenergiestromanteil am Thurgauer Strommix weiter sinken.  
 

4. Redaktionelle Anpassung von § 15 Absatz 2  
 
Nach dem Vernehmlassungsverfahren wurde seitens des Departementes für Bau und 
Umwelt darauf hingewiesen, dass die Bestimmung von § 15 Absatz 2 ENG über die 

Versorgung mit Fernwärme nicht korrekt formuliert ist, weshalb sie in Übereinstimmung 
mit dem Planungs- und Baugesetz (PBG; RB 700) entsprechend redaktionell anzupas-
sen ist.  

IV. Finanzielle Auswirkungen 

Für die Umsetzung der vorgesehenen Massnahmen werden keine zusätzlichen perso-

nellen sowie finanziellen Ressourcen in der öffentlichen Verwaltung benötigt. 

Bei jenen Elektrizitätsversorgungsunternehmen, welche sich bisher nicht im Sinne der 
Vorbildfunktion engagiert haben, fällt ein zusätzlicher Aufwand wie z.B. für die Beratung 
ihrer Endkundinnen und Endkunden, an. Die Umstellung auf das Basisangebot erfordert 
seitens der Elektrizitätsversorgungsunternehmen ebenfalls einen allerdings geringen 
Mehraufwand für die Information ihrer Endkunden. Der erneuerbare Strom für das Ba-
sisangebot ist gegenwärtig auf dem Markt zu einem sehr tiefen Mehrpreis erhältlich. 
Einheimische Wasserkraft kann für einen Mehrpreis von rund 0.15 Rp./kWh eingekauft 
werden. Mit dem Basisangebot fallen bei einem Haushalt mit einem jährlichen Strom-
verbrauch von rund 4‘500 kWh Mehrkosten von etwa 7 Franken pro Jahr an. Bei Ge-
werbe- und Industriebetrieben mit 100‘000 kWh pro Jahr belaufen sich die Mehrkosten 
auf etwa 150 Franken im Jahr. Alle Endkunden haben aber weiterhin die Wahlfreiheit, 

sich für einen anderen, günstigeren Strommix zu entscheiden. 
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V. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

§ 2a (neu) Vorbildfunktion der Elektrizitätsversorgungsunternehmen 

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen nehmen eine wichtige Position bei der Um-
setzung des Konzeptes und zur Erreichung der energiepolitischen Ziele ein. Sie verfü-

gen über den Kontakt zu den Endkundinnen und Endkunden und geniessen entspre-
chendes Vertrauen. Ohne ihre Mitwirkung kann der Ersatz der langfristig ohnehin weg-
fallenden Kernenergie nicht gelingen. Im Vordergrund stehen dabei neue lokale Strom-
produktionsanlagen und die Erhöhung der Energieeffizienz. Stromimporte sollen zweit-

rangig sein, damit die Wertschöpfung im Inland erhalten bleibt. Deshalb ist es notwen-
dig und sinnvoll, die Elektrizitätsversorgungsunternehmen aktiv in den Prozess einzu-
binden. 
 
Ziffer 1: 

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen werden angehalten, den effizienten Einsatz 
der Elektrizität in den eigenen Anlagen sowie beim Endkunden zu fördern. Dies kann 
durch ein Informations- und Beratungsangebot und durch die Einführung effizienzför-
dernder Tarifstrukturen erreicht werden.  
 
Ziffer 2: 

Der sich abzeichnende verstärkte Zubau von dezentraler Stromproduktion wird eine Op-
timierung des Netzbetriebs erfordern. Der Grundlagenbericht „Stromnetze Thurgau“ 
empfiehlt dazu diverse betriebliche Massnahmen, wie zum Beispiel Blindleistungsrege-

lung oder Lastenmanagement.  
 
Ziffer 3: 

Viele Thurgauerinnen und Thurgauer möchten einen Beitrag zur Produktion von erneu-

erbarem Strom leisten, sind dazu aber nicht in der Lage, weil sie nicht Eigentümerinnen 
oder Eigentümer eines dafür geeigneten Gebäudes sind. Deshalb sollen inbesondere 
Mieterinnen und Mieter sowie Eigentümerinnen und Eigentümer von denkmalgeschütz-
ten Bauten die Möglichkeit erhalten, sich an Gemeinschaftsanlagen zur Produktion er-
neuerbarer Elektrizität für die Deckung des Eigenbedarfs zu beteiligen. Die Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen schaffen dazu gute Rahmenbedigungen wie beispielsweise 
attraktive Einspeisebedingungen oder ein Beratungsangebot bei der Planung. 
 
§ 6b (neu) Angebot von Elektrizität aus erneuerbaren Energien 

Absatz 1: 
Der Anteil erneuerbarer Energien am Thurgauer Strommix soll erhöht und der Zubau 

lokaler beziehungsweise regionaler Produktionsanlagen gestärkt werden. Dazu haben 
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen den Endkunden ein Basisangebot zu unter-
breiten und zu liefern, welches vollständig aus erneuerbarer Elektrizität besteht. Die 
Wahlfreiheit des Endkunden beim Strommix bleibt jedoch vollständig erhalten.  

 
Absatz 2: 

Das Basisangebot erhalten die festen Endverbraucher (Jahresstromverbrauch kleiner 
100‘000 kWh) sowie Endverbraucher, welche auf den Netzzugang verzichten und die 

hat gelöscht: ¶

hat gelöscht: ¶

hat gelöscht: I

hat gelöscht: 14d

hat gelöscht: nehmen mit ihrer Rolle als Elektrizitätsverteiler ...

hat gelöscht: in der

hat gelöscht: der

hat gelöscht: haben

hat gelöscht: ein grosses

hat gelöscht: gelingt 

hat gelöscht: entfallenden

hat formatiert ...

hat gelöscht: nicht.

hat gelöscht: n…1 und 2 ...

hat gelöscht: verpflichtet

hat gelöscht: von Strom

hat gelöscht: Beim Endkunden kann 

hat gelöscht: dies…einerseits …urch ein Informations- und ...

hat gelöscht: r Auftrag

hat gelöscht:  d

hat gelöscht: zu erfüllen

hat gelöscht: Dies beinhaltet die Abschaffung von Spezialta-...

hat gelöscht: 3

hat gelöscht: Mit dem verstärkten Ausbau

hat gelöscht:  der 

hat gelöscht: n…Stromproduktion wird in Zukunft ...

hat gelöscht: bezüglich der Lastflüsse unumgänglich sein

hat gelöscht: die 

hat gelöscht: , 

hat gelöscht: ein …astenmanagement (Sperrung resp. ...

hat gelöscht:  

hat gelöscht: etc

hat gelöscht:  und Smart Metering…¶ ...

hat gelöscht: Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen sind ...

hat gelöscht: 4

hat gelöscht: Hauseigentümer …on denkmalgeschützten ...

hat gelöscht: mit 

hat gelöscht: EVU fördern den Bau von Gemeinschaftsanla-...

hat gelöscht: n

hat gelöscht: , 

hat gelöscht: mit 

hat gelöscht: ein

hat gelöscht: em

hat gelöscht:  oder mit einer 

hat gelöscht: zur 

hat gelöscht:  

hat gelöscht:  und dem Bau

hat gelöscht: etc

hat gelöscht:  einer Anlage.

hat gelöscht: ¶ ...

hat gelöscht: 14

hat gelöscht: e

hat gelöscht: Basisangebot

hat gelöscht: Ziel ist es, den

hat gelöscht: absatz

hat gelöscht: zu 

hat gelöscht: en

...

...



  

 
 

 8/8 

Energie weiterhin von ihrem Netzbetreiber beziehen.  

 
Die Endverbraucher sind rechtzeitig über den Wechsel des Basisangebots, die neuen 
Bedingungen sowie die Alternativen zu informieren. Die Endverbraucher haben jeder-
zeit die Möglichkeit, sich aktiv für einen anderen Strommix anzumelden. Ansonsten er-

halten sie das Basisangebot bestehend aus 100 % erneuerbarer Energie. 
 
§ 15 Absatz 2 

Nach dem Wortlaut der geltenden Fassung können die Gemeinden Gebiete, für die 
Fernwärme vorgesehen ist und in welchen der Anschluss an das Versorgungsnetz vor-
geschrieben werden kann, nur mit einer Änderung des Richtplans oder des Gestal-
tungsplan ausscheiden. Die Möglichkeit, ein solches Gebiet mit einer Zonenplanände-
rung auszuscheiden, wird nicht erwähnt. Gemäss dem per 1. Januar 2013 total revidier-
ten Planungs- und Baugesetz (PBG; RB 700) stehen den Gemeinden als Planungsin-
strumente sowohl Richtpläne als auch Nutzungspläne zur Verfügung, wobei letztere 
neben dem Gestaltungsplan als Sondernutzungsplan insbesondere auch den Zonen-

plan umfassen. Da es nicht die Absicht des Gesetzgebers war, die Gemeinden bei der 
Wahl der möglichen Planungsinstrumente für die Ausscheidung von Fernwärmegebie-
ten einzuschränken, ist die Bestimmung entsprechend anzupassen. Es handelt sich um 
eine redaktionelle Änderung des Gesetzes.  

VI. Antrag 

Wir ersuchen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, den 
Gesetzesentwurf Ihrer Beratung zu unterziehen und uns über die Beschlüsse in üblicher 
Weise zu benachrichtigen. 
 

Der Präsident des Regierungsrates 
 
Dr. Jakob Stark 

 

Der Staatsschreiber 
 
Dr. Rainer Gonzenbach 
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